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Mühsamer Weg zur 
Beteiligung der PKV
Die private Krankenversicherung (PKV) hat lange darum gekämpft, die 
Qualität von Pflegeeinrichtungen in eigener Regie prüfen zu können. 
Nun sind auch in Niedersachsen PKV-Gutachter tätig – nach zäher 
Auseinandersetzung und einem holprigen Start.

R
ückschau: Der 1. Juli 2008 war für  
die soziale Pflegeversicherung 
ein durchaus historischer Tag. 
Mit dem Inkrafttreten des Pfle-

ge-Weiterentwicklungsgesetzes gab 
es erstmals eine Grundlage dafür, die  
Ergebnisse von Qualitätsprüfungen 
in Pflege heimen und bei ambulanten 
 Diensten zu veröffentlichen:  Versicherte 
sollten wissen dürfen, wo sie oder die An-
gehörigen gut und wo sie weniger gut auf-
gehoben sind. Außerdem legte der Ge-
setzgeber fest, dass alle Einrichtungen 
mindestens ein Mal jährlich unter die Lupe 
zu nehmen sind. 

Diese Prüfungen wurden bis dahin 
ausschließlich vom Medizinischen Dienst 
der Krankenversicherung (MDK) vorge-
nommen, im Auftrag der gesetzlichen Pfle-
gekassen – und zwar ohne finanzielle Be-
teiligung der PKV. Das Gesetz sah nun vor, 
künftig auch die Privaten heranzuziehen. 
Im Prinzip nur logisch und überfällig, denn 
schließlich profitieren auch privat versi-
cherte Pflegebedürftige von den Quali-
tätskontrollen. Die PKV habe, so das Ge-
setz, entsprechend ihres Marktanteils zehn 

Prozent der Kosten der Prüfungen zu über-
nehmen, „sofern diese ohne Beteiligung 
von Vertretern des Verbandes der priva-
ten Krankenversicherung e.V. durchge-
führt wurden“. Damit nahm eine Ausein-
andersetzung ihren Anfang, die erst jetzt, 
nach mehr als drei Jahren, mit den ersten 
Prüfungen durch PKV-Gutachter zu Ende 
gegangen ist.

Klage eingereicht

Beide Parteien nämlich kamen nach der 
Gesetzeslektüre zu unterschiedlichen 
Schlussfolgerungen. Die Einschätzung bei 
den gesetzlichen Kassen: Ein einfaches 
„Mitgehen“ der PKV bei den Prüfungen 
könne den Aufwand beim MDK kaum ver-
ringern. Und eine Prüfung in eigener Re-
gie der PKV würde den Aufbau einer Paral-
lelstruktur mit zusätzlichen Schnittstellen 
bei den Abstimmungen erfordern. Des-
halb war die Überlegung, den Beitrag der 
PKV vorrangig durch eine finanzielle Be-
teiligung an den MDK-Prüfungen sicher-
zustellen. Sollte aber die PKV auf eigener 
personeller Betätigung bestehen, dann 
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Nachdem der Europäische Gerichts-
hof mangelnde Transparenz und feh-
lenden Wettbewerb bei der Auftrags-
vergabe im Rettungsdienst gerügt 
hat, wird nun das entsprechende 
Landesgesetz geändert. Allerdings 
sieht der Gesetzentwurf der Regie-
rungsfraktionen im Niedersächsi-
schen Landtag nicht etwa weniger, 
sondern sogar zusätzliche Hürden für 
neue Marktteilnehmer vor. So kön-
nen Kommunen nicht nur öffentliche 
Ausschreibungen umgehen, die Zu-
lassung von Organisationen soll auch 
an eine Beteiligung am Katastro-
phenschutz gebunden werden – ein 
Privileg für etablierte Anbieter. Die 
Regelung ist schon systematisch frag-
würdig, weil der Rettungsdienst eine 
Kassenleistung ist, der Katastrophen-
schutz aber Ländersache. Die Kassen 
befürchten außerdem, durch die Hin-
tertür an der Finanzierung öffentli-
cher Aufgaben beteiligt zu werden.

G E S E T Z G E B U N G

Land verweigert 
mehr Wettbewerb 
im Rettungsdienst

EiNGEbAut  Vorfahrt für etablierte Anbieter
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2011 – eine Vereinbarung schlossen. In ei-
nem Workshop mit dem MDK wurde das 
praktische Vorgehen festgelegt. Die Kas-
senverbände geben dabei zehn Prozent 
der Prüftermine an die PKV ab. 

Halbe Million Euro Nachzahlung

So sehr allerdings die PKV im Laufe der 
Auseinandersetzung betont hatte, dass 
man auch für Niedersachsen fachlich und 
personell schon bestens gerüstet sei, so 
holprig verlief dann der Start. Erst rund 
sechs Wochen nach Vertragsschluss wur-
de am 14. November das landesweit erste 
Pflegeheim durch PKV-Gutachter geprüft. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Privaten es 
schaffen, bis Jahresende ihren Anteil von 

117 Kontrollen im Land zu erledigen. Un-
abhängig davon muss die PKV auch ih-
rer Verpflichtung nachkommen, sich an 
den Prüfungen der Vergangenheit finan-
ziell zu beteiligen. Das gilt umso mehr, als 
das Prüfverfahren nun insgesamt im Sin-
ne der PKV geregelt ist. Der entsprechende 
Betrag liegt alleine in Niedersachsen für 
dieses Jahr bei rund einer halben Million 
Euro. Bis jetzt hat die PKV davon keinen 
Cent gezahlt.  

»Erst sechs Wochen nach 
Vertragsschluss wurde das 
erste Pflegeheim geprüft.«

wenigstens mit produktivem Beitrag in-
nerhalb des MDK.

Die private Krankenversicherung hat-
te jedoch andere Pläne. Sie teilte mit, Qua-
litätsprüfungen selber und nur in eige-
ner organisatorischer Hoheit vornehmen 
zu wollen. Bis zum Abschluss einer ent-
sprechenden Vereinbarung wolle man die 
Prüfungen des MDK passiv begleiten – um 
sich so der Finanzierungspflicht zu entle-
digen. Um die Pflegekassen mit dieser Ab-
sicht zur Übermittlung der MDK-Prüfter-
mine zu zwingen, reichte der PKV-Verband 
im Dezember 2010 Klage vor dem Sozialge-
richt Köln ein. 

Weniger Interesse bestand offenbar 
an einer einvernehmlichen Lösung: Ge-
sprächsangebote, die die für die Pflegekas-
sen in Niedersachsen federführende vdek-
Landesvertretung dem PKV-Verband zwei 
Mal schriftlich unterbreitet hatte, wur-
den abgelehnt, in einem Fall erst am Vor-
tag des vorgeschlagenen Termins. Man sei, 
hieß es von der PKV, nicht ohne Vorbedin-
gungen zum Dialog bereit. Gesprochen 
wurde dann doch noch, allerdings, die Ver-
mutung liegt nahe, mehr im Kreise der Po-
litik. Jedenfalls entschied der Gesetzgeber 
zu Gunsten der PKV und legte Mitte dieses 
Jahres fest, dass den Privaten ein eigen-
ständiges Prüfrecht zusteht.

Immerhin zeigten sich die Beteilig-
ten nunmehr pragmatisch: Niedersach-
sen war das erste Bundesland, in dem 
Pflege kassenverbände und PKV dann im 
Septem ber – rückwirkend zum 15. August 

iN GutEN HäNDEN  Pflegebedürftige müssen sich auf ihr Heim verlassen können. Alle Einrichtungen werden 
deshalb ein Mal im Jahr geprüft
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Der Streit um die Beteiligung der PKV 
an Pflege-Qualitätsprüfungen hat-
te die Politik auf den Plan gerufen. 
Sandkastenspiele seien das, hieß es. 
Also schrieb der Gesetzgeber der GKV 
hinter die Ohren, dass sie die PKV ge-
fälligst mitspielen zu lassen habe. 
Nun wollen wir politische Entschei-
dungen nicht infrage stellen. Eine 
Rückmeldung sei aber gestattet. Der 
Weg bis zu einer Vereinbarung war 
nicht nur mehr als mühsam, vor al-
lem aber lassen sich wirkliche Vortei-
le durch die eigenständige Prüftätig-
keit der Privatversicherer weiter nicht 
erkennen. Anders als bei der Kran-
kenversicherung gibt es im Pflegebe-
reich keinen Wettbewerb. Sämtliche 
Prüfungen müssen nach ein und dem-
selben Muster erfolgen, alle Ergeb-
nisse fließen in ein und denselben 
Datenpool und werden nach ein und 
demselben Schema veröffentlicht. 
Demgegenüber steht zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand durch Abstim-
mungsprozesse zwischen auf Landes-
ebene operativ tätigen Kassenverbän-
den und einem PKV-Bundesverband 
in Köln, um ein einheitliches Vorge-
hen sicherzustellen. Sollte sich alles 
in erster Linie um Ideologie gedreht 
haben, die Daseinsberechtigung der 
PKV zur Schau gestellt werden? Im-
merhin: Die Pflegebedürftigen wer-
den von der ganzen Geschichte nicht 
viel mitbekommen. Aber um die ist es 
dabei ja auch nicht gegangen.

K O M M E N T A R

Erfahrungsbericht 
direkt aus  
dem Sandkasten
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JÖRG NiEMANN    
Leiter der vdek-Landes-
vertretung Niedersachsen
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P A R L A M E N T A R I S C H E R  A B E N D

Betrachtungen eines  
„im Prinzip guten“ Gesetzes
Ministerin Aygül Özkan und vdek-Vorstandsvorsitzender thomas ballast  
waren sich einig: Das „Landärztegesetz“ der bundesregierung greift wichtige  
Punkte auf. Allerdings sind Nachbesserungen nötig.

E
s gehe darum, die Rahmenbe-
dingungen zur Sicherung einer 
wohnortnahen Versorgung zu 
schaffen, sagte Niedersachsens 

Sozialministerin Özkan beim Parlamen-
tarischen Abend der vdek-Landesver-
tretung vor rund 50 Gästen in Hannover. 
Dabei setzten die Länder auf „mehr Re-
gionalität“. Die Ministerin begrüßte eine 
bessere Ver zahnung medizinischer Ange-
bote, allerdings müsse die dafür im Ver-
sorgungsstrukturgesetz vorgesehene 
spezialärztliche Versorgung der Bedarfs-
planung unterliegen und stärker einge-
grenzt werden. Erforderlich sei eine bes-
sere Vereinbarkeit von ärztlichem Beruf 
und Familie, das gelte umso mehr, als der 
überwiegende Teil der Studierenden heute 
weiblich sei. Das Gesetz leiste hier einen 
Beitrag, etwa indem sich eine niederge-
lassene Ärztin nach der Geburt ihres Kin-
des künftig zwölf statt bisher sechs Mona-
te vertreten lassen kann. 

Mit Blick auf Niedersachsen verwies 
Ministerin Özkan auf die finanzielle Un-
terstützung der Landesregierung für ange-
hende Allgemeinmediziner im Praktisch en 
Jahr sowie das seit rund einem Jahr lau-
fende Modellprojekt „Zukunftsregionen 
Gesundheit“.

Problem Überversorgung bleibt außen vor

Von einem „im Prinzip guten“ Gesetz 
sprach der Vorstandsvorsitzende des 
vdek, Thomas Ballast. Gut vor allem des-
halb, weil es inhaltlich um Versorgung 
gehe. Skeptisch ist Ballast allerdings, ob 
das Gesetz sein eigentliches Ziel erreicht. 

„Es ist zu bezweifeln, dass jetzt wirklich 
mehr Ärzte aufs Land gehen werden“, sag-
te er. Solange das Problem der Überver-
sorgung vor allem in städtischen Gebie-
ten nicht angegangen werde, würden die 
Maßnahmen zur Förderung der hausärztli-
chen Versorgung auf dem Land keinen Er-
folg haben, möglicherweise sogar kontra-
produktiv sein. 

Warum kontraproduktiv? Wenn flä-
chendeckend ein höherer Versorgungs-
bedarf als bisher definiert werde – etwa 
durch einen „Demografiefaktor“ – gebe es 
auch in gut versorgten Gebieten zusätzli-
che Niederlassungsmöglichkeiten. Damit 
sinke der Druck für den ärztlichen Nach-
wuchs, aufs Land zu gehen. Zudem wer-
de eine spezialärztliche Versorgung ohne 
Vergütungsbegrenzungen eine Sogwir-
kung entfalten: „Welcher angehende Ver-
tragsarzt wird seine Liebe zur hausärztli-
chen Tätigkeit auf dem Land entdecken, 
wenn gleichzeitig in Ballungsgebieten 

eine neue Gruppe von Ärzten entsteht, die 
erhebliche Privilegien genießt?“

Eingriff in den Kassenwettbewerb 

Kritisch äußerte sich Ballast zum Bean-
standungsrecht der Aufsichten beim Ab-
schluss von Selektivverträgen. Für die Er-
satzkassen bedeute die Regelung, dass das 

zuständige Bundesversicherungsamt den 
Vertrag zusätzlich auch den Ländern vorle-
gen müsse. „Das greift in den Kassenwett-
bewerb ein und führt bei den Ländern zu 
einer Interessenkollision von Aufsichts-
funktion und eigenen gesundheitspoliti-
schen Zielen“, sagte Ballast.   

»Es ist zu bezweifeln, dass 
jetzt wirklich mehr ärzte aufs 
Land gehen werden«

SEtzt Auf REGioNALität  Sozialministerin Aygül Özkan
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K L I N I K E N

Bessere Versorgung mit  
weniger Häusern
berichte über wirtschaftliche Schwierigkeiten kleinerer Kliniken zeigen:  
Notwendige Anpassungen der Krankenhauslandschaft sind in Niedersachsen  
bislang ausgeblieben. Das Land müsste dafür impulse geben.

D
ie Krankenkassen geben Jahr für 
Jahr deutlich mehr Geld für sta-
tionäre Behandlungen ihrer Ver-
sicherten aus. Während der ganz 

überwiegende Teil der Krankenhäuser 
damit Gewinne erzielt, kämpfen einzelne 
Häuser um das wirtschaftliche Überleben. 
Das mag zum Teil mit Managementproble-
men zusammenhängen, hat vor allem aber 
strukturelle Gründe. 

Hintergrund: Die Anzahl der Kranken-
hausbetten ist zwischen 1999 und 2009 
deutlich gesunken, in Niedersachen um 
14,1 Prozent – vor allem deshalb, weil die 
Dauer der Behandlungen im Schnitt ab-
nimmt. Dieser Rückgang an überzähligen 
Bettenkapazitäten hat jedoch nicht zu ei-
ner Bereinigung des Marktes geführt, da 
die Anzahl der Häuser und der Abteilun-
gen nicht in gleichem Maße gesunken ist, 
in Niedersachsen etwa nur um 5,6 Prozent 
bzw. 3,1 Prozent. Damit sind in erster Li-
nie bestehende Einheiten nur kleiner und 
damit tendenziell auch unwirtschaftlicher 
geworden. Diese Effizienzprobleme zei-
gen sich auch daran, dass Niedersachsen 
mit einer „Bettenziffer“ von 52,5 Betten 
je 10.000 Einwohner unter dem Bundes-
durchschnitt von 61,5 liegt, die Kosten der 
Krankenhäuser je Fall mit 4.368 Euro aber 
höher sind als in anderen Ländern (Bun-
desschnitt: 4.327 Euro).

Das Rheinisch-Westfälische Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI) kommt 
in seinem „Krankenhaus Rating Report 
2010“ zum Ergebnis, dass rund 20 Prozent 
der Häuser mit weniger als 200 Betten in-
solvenzgefährdet sind, bei den großen Kli-
niken beträgt der Wert 13 Prozent. Zitat: 

„Bedroht sind insbesondere kleine, öffent-
lich-rechtliche oder ländliche Kranken-
häuser. (…) Kleine Krankenhäuser dürften 
vor allem deshalb erhebliche Schwierig-
keiten bekommen, wenn ihr Leistungs-
portfolio zu breit ist.“ Sollte es tatsächlich 
zu einem Schrumpfungsprozess kommen, 
läge darin vor allem die Chance, die re-
gionale Patientenversorgung gerade bei 
schweren Erkrankungen durch weniger, 
aber leistungsfähigere Einheiten aufzu-
werten.

Wirtschaftlicher Druck beabsichtigt

Einen Beitrag zu strukturellen Anpas-
sungsprozessen sollte auch das Vergü-
tungssystem auf Basis von Fallpauschalen 
leisten, das seit 2004 gesetzlich vorge-
schrieben ist. Kernidee dabei war, dass 
das Prinzip landesweit gleicher Preise für 
gleiche Leistungen zu einer Umverteilung 

zwischen den Häusern führt, indem leis-
tungsstarke Häuser mit den Pauschalen 
Gewinne erzielen, leistungsschwache 
Häuser aber durch finanziellen Druck ge-
zwungen werden, ihr Leistungsangebot 
zu fokussieren oder auch aufzugeben. Da-
durch sollte eine Entwicklung zugunsten 
einer Angebotskonzentration und Spezi-
alisierung befördert werden. Inzwischen 
ist jedoch festzustellen, dass der gewoll-
te wirtschaftliche Druck zwar vorhanden 
ist, aber bisher eben nicht zu der beabsich-
tigten Strukturanpassung führt. Sollte die-
se weiterhin ausbleiben, werden sich die  
finanziellen Probleme eines Teils der Kli-
niken und auch die Diskussion um die Ver-
sorgungsqualität angesichts zu kleiner 
Einheiten verschärfen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird  
in den kommenden Jahrzehnten einen 
deutlichen Bevölkerungsrückgang er-
leben. Das Statistische Bundesamt geht 
von einem Absinken von derzeit 81,7 auf 
74 Millionen Bewohner im Jahr 2050 aus. 
Selbst bei Berücksichtigung eines partiell 
steigenden Behandlungsbedarfs durch die 
demografische Entwicklung werden – von 
Region zu Region in unterschiedlichem 

»im fokus stehen Regionen 
wie osnabrück oder auch der 
Landkreis Northeim mit einer 
medizinisch und wirtschaft-
lich fragwürdigen Dichte an 
kleinen Krankenhausstand-
orten«

iN bEWEGuNG  Der Krankenhausmarkt
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Maße – deutlich weniger Krankenhauska-
pazitäten als heute benötigt. Gleichzeitig 
werden gerade kleinere, wenig speziali-
sierte und damit für Ärzte unattraktivere 
Häuser Probleme bekommen, medizini-
schen Nachwuchs zu gewinnen. In die-
sen Häusern geht also nicht nur tenden-
ziell die Nachfrage zurück, es wird auch 
schwieriger, das ärztliche Angebot sicher-
zustellen.

Qualität fraglich

Hinzu kommt, dass die Qualität der Leis-
tungserbringung gerade bei schweren Er-
krankungen mit der Zahl der Behandlun-
gen und dem Spezialisierungsgrad des 
Hauses korreliert. Ein Teil der Kliniken 
wird in dieser Hinsicht nicht mehr wett-
bewerbsfähig sein. Darüber hinaus nimmt 
die Transparenz über das Leistungsan-
gebot zu. Es ist zu erwarten, dass künfti-
ge Patientengenerationen entsprechende 
Informationsmöglichkeiten nutzen und 
Krankenhäuser mit dem jeweils gesuch-
ten Leistungsschwerpunkt gegenüber dem 
schlichtweg nächstgelegenen bevorzugen.

Auch ermöglicht der medizinische 
Fortschritt, bestimmte Behandlungen nicht 
mehr nur im Krankenhaus, sondern auch 
ambulant in der Praxis anzubieten. Damit 
ist eine weiter sinkende Inanspruchnahme 

gerade weniger spezialisierter Kliniken 
verbunden. 

61 Häuser mit weniger als 100 betten

In Niedersachsen gibt es eine ganze Reihe 
kleiner und kleinster Krankenhäuser mit 
einem nicht spezialisierten Leistungsspek-
trum. So haben von 192 Krankenhäusern 
61 Häuser weniger als 100 Betten, insge-
samt 117 Häuser weniger als 200 Betten. 
Gleichzeitig halten diese Krankenhäuser 
mit weniger als 200 Betten lediglich 27 
Prozent der Gesamtbetten vor, sind also 
für die Versorgung insgesamt deutlich we-
niger wichtig als die größeren Häuser, die 
zugleich häufiger für die Behandlungen 
schwererer Erkrankungen verantwortlich 
sind (s. Schaubild). „Nicht nur die Gesamt-
zahl, auch die Zahl der kleinen Kranken-
häuser in Niedersachsen ist zu hoch“, 
schreibt der Landesrechnungshof 2010 in 
seiner „Prüfungsmitteilung“ an das Nie-
dersächsische Sozialministerium.

Keine Vorteile durch zu viele Standorte

Für die Versicherten stellt sich die Ver-
sorgung in vielen Regionen so dar, dass 
es mehrere Krankenhäuser in vergleich-
barer Entfernung mit einem vergleichba-
ren Leistungsangebot in durchschnittlicher 

Qualität gibt. Für sie sind mit der Vielzahl 
an Standorten keine Vorteile verbunden.

Die wohnortnahe, flächendeckende 
stationäre Akutversorgung in Niedersach-
sen soll erhalten bleiben. Sie ist aber mit 
deutlich weniger Krankenhäusern als bis-
her effizienter und qualitativ besser zu 
organisieren. Bei Berücksichtigung der 
bekannten Prognosen zur weiteren Ent-
wicklung von Kapazitäten und Auslastun-
gen reichen rund 160 statt derzeit 192 Häu-
ser. Im Fokus stehen dabei insbesondere 
Regionen wie Osnabrück oder auch der 
Landkreis Northeim mit einer medizinisch 
und wirtschaftlich fragwürdigen Dichte an 
kleinen Krankenhausstandorten.

Gesamtkonzept des Landes notwendig

Notwendig wäre ein Gesamtkonzept des 
für die Krankenhausplanung zuständigen 
Landes. Dies müsste eine Planung in Ver-
sorgungsregionen mit Abstimmungen un-
ter den Häusern und einen gezielten Ein-
satz von Investitionsfördermitteln nach 
klaren Kriterien beinhalten. Wichtig wäre 
auch der ehrliche Dialog mit Trägern von 
Häusern, für die im Sinne einer zukunfts-
sicheren Patientenversorgung keine Per-
spektive besteht. In jedem Fall aber ist zu 
vermeiden, dass Krankenhäuser, bei de-
nen fraglich ist, ob sie noch benötigt wer-
den, durch das Land gefördert werden.

Das Land sollte vor allem ein Interes-
se an einer qualitativ guten Versorgung 
der Bürger haben. Parallelstrukturen von 
Krankenhäusern in den Landkreisen sind 
aber nicht nur in dieser Hinsicht proble-
matisch, sondern in einem Flächenstaat 
langfristig auch nicht finanzierbar. Da die 
Spielräume des Landes nach derzeitiger 
Diskussionslage etwa um die Schulden-
bremse künftig noch enger werden, ver-
liert auch eine Krankenhausförderung 
nach dem Gießkannenprinzip weiter an 
Wirkung. Umgekehrt kann eine Marktbe-
reinigung zu einer Aufwertung der Versor-
gung in den Regionen führen: mit weniger 
Einheiten, die dafür aber stärker speziali-
siert sind und qualitativ und wirtschaftlich 
besser aufgestellt wären als heute.  

zERfASERuNG DES ANGEbotS  117 von insgesamt 192 Krankenhäusern in Niedersachsen halten zusammen nur 
gut ein Viertel der Gesamtbetten vor
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12 KH mit > 500 Betten. 
Betten insgesamt: 9733

18 KH mit 351 - 500 Betten
Betten insgesamt: 7494

32 KH mit 251 - 350 Betten
Betten insgesamt: 9577

13 KH mit 201 - 250 Betten
Betten insgesamt: 3104

18 KH mit 151 - 200 Betten
Betten insgesamt: 3204

21 KH mit 121 -150 Betten
Betten insgesamt: 2825

17 KH mit 101 - 120 Betten
Betten insgesamt: 1900

61 KH bis 100 Betten
Betten insgesamt: 2965
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auch Kassen dürfen korrekte 
Rechnungen erwarten
Nachdem Krankenkassen wiederholt auf fehlerhafte Klinikrechnun-
gen hingewiesen haben, wehrt sich nun die Krankenhausgesellschaft. 
Das Problem aber bleibt: jede zweite Überprüfung führt zu einer  
beanstandung.

S
ubstanzlos und widerlegt“ sei die 
Kritik der Krankenkassen, heißt 
es bei der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft (DKG). Die Zah-

len sprechen dagegen eine andere Spra-
che. Zehn Prozent der Klinikrechnungen 
lassen die Kassen durch den Medizini-
schen Dienst überprüfen, jede zweite da-
von ist falsch. Nach einer Hochrechnung 
der vdek-Landesvertretung rechnen nie-
dersächsische Krankenhäuser allein bei 
den Ersatzkassen im Land im Umfang von 
jährlich 35 Millionen Euro falsch ab. 

Kernproblem ist, dass bei der korrek-
ten Rechnungslegung allein auf den guten 
Willen der Kliniken gesetzt wird: Sanktio-
nen sind bei einer Falschabrechnung näm-
lich nicht vorgesehen, lediglich der Rech-
nungsbetrag wird nachträglich korrigiert. 
Kurios: Ergibt der Prüfauftrag hingegen 
keinen Grund zur Beanstandung, muss die 

Krankenkasse umgekehrt der Klinik eine 
Aufwandspauschale von 300 Euro zahlen.

Gebühr für fehler einführen

Solange die Fehlquote derart hoch ist, ma-
chen weitere Kontrollen für die Kranken-
kassen wirtschaftlich Sinn. Der durch-
schnittliche Rückforderungsbetrag liegt 
immerhin bei rund 950 Euro je Fall. Damit 
werden auch künftig fleißig Akten gewälzt. 
Und die Versicherten müssen hinnehmen, 
dass ihre Beitragsmittel für Rechnungs-
prüfungen statt für die Versorgung aus-
gegeben werden. Der Gesetzgeber ist ge-
fordert, das Eigeninteresse der Häuser an 
korrekter Abrechnung zu erhöhen, etwa 
in Form einer Gebühr für nachgewiesene 
Fehler. Auch Krankenkassen müssen er-
warten können, dass ihnen korrekte Rech-
nungen gestellt werden.  

NAcHGEREcHNEt Die Krankenkassen überprüfen zehn Prozent der Krankenhausrechnungen
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„Die Kassenärztliche Vereinigung 
Niedersachsen (KVN) schlägt Alarm“, 
schreibt die Kassenärztliche Verei-
nigung Niedersachsen (KVN) in ei-
ner Pressemitteilung über sich selbst. 
Vorgeworfen wird den Krankenkas-
sen nicht weniger, als „bei der Ver-
sorgung von Krebspatienten sparen“ 
zu wollen. Tatsächlich? Gut beraten 
ist, wer dem Alarmschlagen im Ge-
sundheitswesen generell mit einer 
gesunden Portion Skepsis begegnet. 
Der Sachverhalt: Nach einer Verein-
barung von Ärzten und Krankenkas-
sen auf Bundesebene wurden die  
bis dahin je nach Kassenart unter-
schiedlich hohen Onkologiepauscha-
len ab 2009 vereinheitlicht. Eine 
Anpassung zwischen den Kostenträ-
gern, die die Vergütung für die Ärz-
te aber ausdrücklich nicht verändern, 
also weder erhöhen noch senken 
sollte. Deshalb festgelegt: eine späte-
re Überprüfung in allen Bundeslän-
dern, ob die Umstellung tatsächlich 
wie beabsichtigt kostenneutral war 
sowie gegebenenfalls eine Korrektur 
des Betrags – nach oben oder aber 
nach unten. Eben jene Überprüfung 
ergibt nun für Niedersachsen, dass 
die neuen Pauschalen 2009 zu hoch 
angesetzt waren, die formale Umstel-
lung zu einer nicht gewollten Steige-
rung der Vergütung um 6,8 Prozent 
geführt hat. Obwohl sachlich logisch 
und vertraglich vereinbart, will die 
KVN von der Korrektur nichts wissen 
und dichtet den Kassen an, auf Kos-
ten Schwerkranker sparen zu wollen. 
Das ist unter der Gürtellinie, auch ge-
genüber betroffenen Patienten. Und 
wer wirklich mal Grund hat, Alarm zu 
schlagen, dem wird dann keiner mehr 
glauben.

W A S  A N D E R E  S C H R E I B E N

Wollen Kassen  
bei Krebspatienten 
sparen?
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Krankenhauspreise 2012 vereinbart

Niedersachsen ist das erste Bundesland, in dem sich Kassen-
verbände und Krankenhausgesellschaft über die Vergütung 
der Klinikleistungen im kommenden Jahr verstän digt ha-
ben. Der Basispreis für eine durchschnittliche Behand lung 
als maßgebliche Berechnungsgrundlage steigt von derzeit 
2.922,63 Euro um 26,59 Euro auf 2.949,22 Euro (ohne Vorjah-
reskorrekturen).

Arzneimittelausgaben weniger stark gesunken

Die Krankenkassen in Niedersachsen haben 2011 in den ers-
ten drei Quartalen 3,1 Prozent weniger für Arzneimittel aus-
gegeben als im Vorjahr. Damit bleibt Niedersachsen deutlich 
hinter der bundesweiten Entwicklung (-3,9 Prozent) zurück. 
Das insgesamt sinkende Ausgabenniveau ist Folge gesetzli-
cher Sparmaßnahmen im Pharmabereich.

Praxen startklar für elektronische Gesundheitskarte

Gut vorbereitet sind niedersächsische Arzt- und Zahnarzt-
praxen auf den Einsatz der elektronischen Gesundheitskar-
te. Die Ausstattung mit den neuen Lesegeräten beträgt trotz 
Lieferengpässen schon jetzt 82 Prozent bei den Ärzten und 
93 Prozent bei den Zahnärzten. Die Krankenkassen stellen 
für die technische Umrüstung der Praxen landesweit rund 
zwölf Millionen Euro zur Verfügung.

Mit rund 1,8 Millionen Euro haben die Krankenkassen in 
diesem Jahr gemeinsam die Selbsthilfe in Niedersach-
sen unterstützt. Damit ist der Betrag gegenüber dem 

Vorjahr  leicht gestiegen. Gefördert wurden örtliche Selbsthilfe-
gruppen, in denen sich Betroffene und Angehörige gegenseitig 
unterstützen (700.000 Euro), Selbsthilfeorganisationen als de-
ren landesweite Zusammenschlüsse (335.000 Euro) sowie pro-
fessionell geführte Kontaktstellen, die Betroffene an Gruppen 
vermitteln und die Gruppen beraten (700.000 Euro). Hinzu kom-
men Fördermittel einzelner Kassen für besondere Projekte in 
Höhe von landesweit insgesamt rund 1,5 Millionen Euro. Das 
Engagement der Krankenkassen ist seit 2000 gesetzlich veran-
kert. Es trägt dazu bei, den Versicherten ein wichtiges ergänzen-
des Angebot im Umgang mit Krankheit machen zu können.

S E L B S T H I L F E

Kräftige Unterstützung

K U R Z  G E F A S S TÜ B E R V E R S O R G U N G

Wie Ärzte und Kliniken um  
Patienten streiten

Während ein vermeintlich drohender Ärztemangel auf 
dem Land in aller Munde ist, findet die tatsächlich 
vielfach vorhandene Überversorgung kaum Beach-

tung. Dabei treibt diese durchaus bemerkenswerte Blüten. So 
etwa in Hannover. Dort fürchten niedergelassene Fachärzte die 
Konkurrenz von Krankenhäusern und wollen verhindern, dass 
diese weiterhin ambulante Chemotherapien für Brustkrebspa-
tientinnen anbieten dürfen. Beim Berufungsausschuss für Ärzte 
haben rund 30 niedergelassene Onkologen und andere Fachärz-
te Widerspruch dagegen eingelegt, dass hannoversche Kranken-
häuser, die sich als „Brustzentren“ haben zertifizieren lassen, 
per Ermächtigung tätig sein können. Da der Widerspruch auf-
schiebende Wirkung hat, sind die ungeliebten stationären Mit-
bewerber nun vorerst aus dem Rennen. Deren Gegenwehr hat 
indes nicht auf sich warten lassen: Die Kliniken sind vor das So-
zialgericht Hannover gezogen und haben einstweiligen Rechts-
schutz beantragt. Bemerkenswert an der Auseinandersetzung 
ist, dass der Konkurrenzschutz nicht gegenüber neuen, zusätzli-
chen Anbietern geltend gemacht wird, sondern gegenüber sol-
chen, die auch bisher schon am Markt waren. Damit zeigt sich, 
dass es gemessen an der Zahl der Behandlungen wohl zu viele 
Angebotskapazitäten für die ambulante Chemotherapie in Han-
nover gibt. Der Fall dürfte durchaus exemplarisch für die fach-
ärztliche Versorgung in Ballungsgebieten sein. Bereits in der 
Februar-Ausgabe dieser Publikation wurde ein Zeitungsbe-
richt zitiert, wonach in Hannover nach Aufhebung der Altersbe-
schränkung für Kassenärzte ältere Mediziner mit jüngeren Kol-
legen um begrenzte Zulassungen konkurrieren. „Nur wird das 
nicht unter dem Stichwort Überversorgung thematisiert“, hieß 
es seinerzeit an dieser Stelle. Das aber wäre unbedingt notwen-
dig, um für das Thema zu sensibilisieren und auch zu verstehen, 
dass partielle Überversorgung der entscheidende Grund dafür 
ist, wenn andernorts tatsächlich ein Arzt fehlen sollte.

WiLL GEfÜLLt WERDEN Wartezimmer
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Als gesetzlich versicherter Patient 
ist es ein beruhigendes Gefühl, sich 
beim Besuch einer Arztpraxis in bes-
ten Händen zu wissen und auf der 
Höhe der Zeit behandelt zu werden. 
Dazu trägt auch bei, dass sich Ärz-
te regelmäßig fortbilden müssen, um 
ihre Kassenzulassung zu behalten. 
Eine entsprechende Anzahl von Fort-
bildungspunkten ist dafür gegenüber 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
nachzuweisen. Sieben dieser Punkte 
ließen sich unlängst durch Teilnah-
me an einem Kongress mit dem Titel 
„Von der Kassen- zur Privatpraxis“ 
verdienen. Auf dem Programm: „Pra-
xisberichte zu den Chancen einer 
reinen Privatpraxis und einer Nie-
derlassung im Ausland“. Ahnen die 
Veranstalter eigentlich das Dilemma, 
in das sie die Teilnehmer stürzen? Da 
plant nun ein Mediziner nach Besuch 
der Veranstaltung seine Zukunft in 
einer Privatpraxis und kann das da-
durch erworbene Gütesiegel als Kas-
senarzt nun gar nicht mehr gebrau-
chen. Noch ärgerlicher: Der Doktor 
verpasst die Teilnahme, wird nicht 
Privatarzt, verliert damit aber auch 
den Nachweis seiner Eignung zur 
Versorgung von gesetzlich Kranken-
versicherten. Und der Weg ins Aus-
land? Steht zwar offen, müsste aber 
ohne vorherigen Praxisbericht ange-
treten werden.

Rund 5,4 Millionen Euro haben 
Ersatz kassen und andere gesetz-
liche Krankenkassen im vergan-

genen Jahr für die Zahngesundheit von 
Kindern und Jugendlichen in Niedersach-
sen ausgegeben. Das sind 300.000 Euro 
mehr als noch 2007. Mit den Mitteln wer-
den Vorsorgeangebote an Kindergärten 
und Schulen finanziert. Das Programm 
reicht von der Vermittlung des „richti-
gen“ Zähneputzens über die Behandlung 
von Ernährungsfragen im Unterricht bis 
zu zahnmedizinischen  Reihenuntersu-
chungen. Kooperationspartner sind die 
Kommunen. Bitterer Beigeschmack: Pri-
vate Krankenversicherungen, deren jun-
ge Versicherte ebenfalls von dem Enga-
gement profitieren, beteiligen sich nicht 
an den Kosten. Davon einmal abgesehen 
ist die Gruppenprophylaxe eine Erfolgs-
geschichte: Bundesweite Studien belegen 
einen deutlichen Anstieg der Zahnge-
sundheit von Kindern über die Jahre.

K I N D E R Z Ä H N E

Mehr Geld für die 
Vorsorge
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G U R K E  D E S  Q U A R T A L S

Von den Tücken  
der ärztlichen  
Fortbildung

iM KALENDER NotiERt Der fortbildungstermin WiLL AucH GELERNt SEiN zähneputzen
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FOTO  Techniker Krankenkasse

Bei der Suche nach dem richtigen 
Arzt hilft Versicherten seit dem vori-
gen Quartal das Informationsportal 
www.vdek-arztlotse.de. Hier finden 
sie umfangreiche Informationen zu 
niedergelassenen Ärzten, Zahnärz-
ten, Psychologischen Psychothera-
peuten und Notfallambulanzen. Der 
vdek-Arztlotse ist mit 240.000 Ad-
ress- und Strukturdaten sowie An-
gaben zu Erreichbarkeit, Sprechzei-
ten und Barrierefreiheit gestartet. 
Weiterer Bestandteil des Portals 
sind Bewertungen der Ärzte und Pra-
xen durch die Patienten nach einem 
Schulnotensystem von 1 bis 6. Zudem 
wird ein Lexikon zu ärztlichen Be-
zeichnungen und Therapieschwer-
punkten angeboten. 

Die Ersatzkassen bleiben auch im ab-
laufenden Jahr die Nr. 1 unter den ge-
setzlichen Krankenkassen in Nieder-
sachsen. Nach der Statistik KM6 
betreuen sie landesweit 2,51 Millio-
nen Versicherte und damit mehr Ein-
wohner zwischen Harz und Nord-
see als jede andere Kassenart. Dabei 
konnte die Gesamtzahl gegenüber 
dem Vorjahr leicht um 1.200 gestei-
gert und die Führungsposition inner-
halb der gesetzlichen Krankenver-
sicherung noch einmal ausgebaut 
werden.  
Die Versichertenzahl der Ersatzkas-
sen in Niedersachsen setzt sich zu-
sammen aus 1,82 Millionen beitrags-
pflichtigen Mitgliedern (16.000 mehr 
als 2010) sowie den beitragsfrei mit-
versicherten Familienangehörigen. 

A U S  D E M  V D E K 

Arztlotse online 

A U S  D E M  V D E K 

Ersatzkassen  
bleiben Nr. 1


